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Gesetz hat insgesamt einen so 
hohen Überarbeitungsgrad er-
fahren, dass es unbedingt eva-
luiert werden muss“, so Leopold.

Das allerdings ist nicht vor-
gesehen. „Wahnsinn“, nennt Leo-
pold das: „Man braucht doch erst 
einmal einen Probelauf, um zu 

schauen, ob all die Neuerungen 
überhaupt funktionieren.“

Neben der Befristung fordert 
der Verein schon länger, dass die 
kostenlose Beratung von auffäl-
lig gewordenen Pflegeanbietern 
durch die bei der Sozialbehörde 
angesiedelte Wohn- und Betreu-
ungsaufsicht (WBA) ersatzlos ge-
strichen wird, aber: Auch das ist 
nicht vorgesehen. Im BreWoBeG 
wird weiterhin stehen : „Ist fest-

Bremen will geflüchtete Jugendliche doch nicht wegsperren  Foto: Felix Kästle/dpa

VON JAN ZIER

Bremen wird keine geschlosse-
nen Unterbringung für geflüch-
tete Jugendliche bauen. Dar-
auf haben sich SPD und Grüne 
jetzt verständigt – und damit ih-
ren Koalitionsvertrag revidiert. 
Kommende Woche wird der Se-
nat die Pläne für ein solches 
Heim wohl offiziell beerdigen.

Das hat mehrere Gründe. 
Zum einen fehlen mittlerweile 
die Insassen: Schon im Dezem-
ber hatte Sozialstaatsrat Jan 
Fries der Bürgerschaft erklärt, 
aktuell kämen maximal noch 
drei Jugendliche für eine ge-
schlossene Unterbringung in-
frage. Andere sind weggezogen 
oder schlicht erwachsen gewor-
den. Zum anderen wäre die im 
Blockland geplante Einrich-
tung sehr teuer geworden. Bis 
2004 war auf dem Gelände der 
Jugendvollzug des Bremer Ge-
fängnisses. Doch das Gebäude 
ist voller Asbest und hat noch 
nicht mal eine Zufahrtsstraße, 
über die schwere Baufahrzeuge 
rollen könnten. Das Heim wäre 
also wohl erst 2019 fertig gewor-
den – und hätte womöglich zehn 
Millionen Euro gekostet.

Am Montag beschlossen die 
Grünen im Beisein ihrer drei Se-
natorInnen auf einer Fraktions-
klausur, dass auf eine geschlos-
sene Unterbringung im Block-
land „verzichtet werden kann 
und muss“. Ihr Kalkül: Kommt 
dieses auf 32 Plätze angelegte 
Heim nicht, wird es auch an-
derswo in Bremen keines geben.

Damit haben sie sich „kraft-
voll hinter den fahrenden Zug 
geworfen“, lästerte am Tag da-
nach die SPD-Landesvorsitzende 
Sascha Karolin Aulepp. Der rot-
grüne Senat hat am Dienstag 

über das geschlossene Heim 
debattiert – aber noch keinen 
Beschluss gefasst, wie Bürger-
meister Carsten Sieling (SPD) 
der taz sagte. Doch der Tenor 
ist klar. „Es gibt gute Alternati-
ven zu einem solchen Heim“, so 
Sieling. Zudem gebe es Exper-
ten zufolge „keine Möglichkeit“, 
das Klientel in sozialpädagogi-
schen Einrichtungen „vernünf-
tig zu betreuen“.

Noch im Dezember dachte 
SPD-Sozialpolitiker Klaus Möhle 
über eine „kleine Lösung“ nach – 
ein Heim mit acht bis zehn Plät-
zen an einem anderen Stand-
ort. „Das würde komplett aus-
reichen“, sagte er damals. Auch 
ein solches Heim hält er nun für 
unnötig. „Wir haben es mit einer 
völlig veränderten Entwicklung 
zu tun“, so Möhle gestern.

Im Koalitionsvertrag ha-
ben SPD und Grüne 2015 noch 
beschlossen, als „Ultima Ra-

tio zusammen mit Hamburg 
schnellstmöglich eine fakulta-
tiv geschlossene Einrichtung“ 
zu schaffen. Für Bürgermeis-
ter Jens Böhrnsen (SPD) war ein 
solches Heim unverzichtbar. 
Seinerzeit ging es um 25 bis 30 
Menschen – teilweise als Stra-
ßenkinder aufgewachsen, dro-
genabhängig und kriegstrau-
matisiert. Sie fielen wiederholt 
durch Raub, Diebstahl oder Wi-
derstand gegen Polizisten auf. 
„Die Lage hat sich beruhigt“, 
sagte die Polizei im September 
auf einem Fachtag.

Grüne wie SPD verweisen 
nun auf andere Betreuungsan-

Kein Heim für Flüchtlingskinder
INTEGRATION Weil es kaum noch Bedarf gibt, verabschieden sich nach den Grünen auch 
die Sozialdemokraten von einer geschlossenen Unterbringung. Die CDU aber nicht

Betreuungs- und 
Wohnformen sind 
vielfältiger und 
damit auch  
komplexer geworden

gebote: Es gebe inzwischen zwei 
haftvermeidende Einrichtun-
gen im stationären Bereich, zwei 
weitere seien in Planung, schrei-
ben die Grünen in ihrem Positi-
onspapier. Zudem seien ambu-
lante aufsuchende Projekte der 
Straßensozialarbeit und andere 
intensivpädagogische Maßnah-
men entstanden, die auch Er-
folge erzielt hätten. Und im Ge-
fängnis in Oslebshausen gebe 
es in der Jugendhaft mehr Per-
sonal und Dolmetscher, um die 
Betroffenen zu erreichen.

Die CDU indes fordert, das 
Heim „wie angekündigt“ in 
Betrieb zu nehmen und dort 
nicht nur Geflüchtete unter-
zubringen, sondern auch an-
dere jugendliche Intensivtäter. 
Sie spricht von einer „Koaliti-
onsposse“. In den vergangenen 
zwei Jahren sei „schlichtweg gar 
nichts Wirkungsvolles passiert“, 
findet die CDU.

Heimgesetz mit Mängeln
SOZIALES Interessenvertreter pflegebetroffener Menschen hoffen, dass die 
Sozialdeputation das neue Heimgesetz nicht ohne Änderungen beschließt
Am morgigen Donnerstag wird 
die Sozialdeputation den Ent-
wurf des novellierten bremi-
schen Wohn- und Betreuungs-
gesetzes (BremWoBeG) diskutie-
ren. Der Bremer Landesverband 
des Vereins „Bundesinteressen-
vertreter alter und pflegebetrof-
fener Menschen“ (BIVA) hofft, 
dass er nicht „durchgewunken“ 
wird. Er fordert eine Überarbei-
tung des Entwurfs sowie die Be-
fristung des Gesetzes.

Das 2010 erlassene Gesetz 
sollte eigentlich bereits Anfang 
2016 ohne Änderungen entfris-
tet werden, „aber glücklicher-
weise ist das nicht geschehen“, 
sagt Reinhard Leopold, BIVA-Re-
gionalbeauftragter und Grün-
der der Bremer Angehörigen-
Initiative „Heim-Mitwirkung“. 
In der Tat bestand Handlungs-
bedarf, denn vor allem die Be-
treuungs- und Wohnformen 
von Hilfe- und Pflegebedürfti-
gen sind vielfältiger und damit 
auch komplexer geworden. Das 
geänderte BremWoBeG hat sich, 
nicht nur in diesem Punkt, den 
Veränderungen angepasst. „Das 

gestellt worden, dass in einer 
unterstützenden Wohnform (…) 
ein Mangel droht oder vorliegt, 
so soll die zuständige Behörde 
zunächst den verantwortlichen 
Leistungsanbieter über die Mög-
lichkeiten zur Abstellung des 
Mangels beraten.“

„Ein Heimgesetz“, sagt Leo-
pold dazu, „sollte Verbraucher 
schützen und nicht die Betrei-
ber der Pflegeeinrichtungen.“ 
Statt kostenloser Beratungen 
müssten Heime, in denen Pfle-
gemängel herrschten, vielmehr 
schnelle und wirkungsvolle 
Sanktionen erwarten. Einrich-
tungsträger müssten daneben 
bei nachgewiesenen Mängeln 
dazu verpflichtet werden, auf 
eigene Kosten externe Unter-
nehmen zu verpflichten, um 
die Mängel abzustellen, sagt 
Leopold.

Die Sozialbehörde begrün-
det die Beibehaltung ihrer Be-
ratung in einer Erklärung zur 
Gesetzesnovellierung so: „In 
der Beratung liegt die Chance, 
beim Leistungsanbieter eine 
Einsicht in den Mangel und 
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einfacher. Auch Spanien ist seit 
2008 in einer Finanzkrise. Den-
noch haben wir mit Deutsch-
land viel gemeinsam, etwa die 
Abhängigkeit vom Export. Wir 
wiederum haben durch die Ein-
wanderung vor allem aus sub-
saharischen Ländern eine große 
Menge Erfahrung mit diesem 
Thema.
Also gibt es mehr Gemeinsam-
keiten als Trennendes?
Ja, insgesamt würde ich sagen: 
Wir haben viel mehr Gemein-
samkeiten als Konflikte. Au-
ßerdem stimmen Spanien und 
Deutschland darin überein, dass 
Europa stärker werden muss.
Auch im Hinblick auf die Au-
ßenpolitik?
Wir müssen uns überlegen, wie 
wir unsere Handelsbeziehun-
gen künftig etwa mit China 
und Russland gestalten wol-
len und wie es mit den Sanktio-
nen gegen Russland weitergeht. 
Und wir müssen auch schauen, 
was jenseits des Atlantiks un-
ter Trump passiert. Es sind also 
spannende Zeiten für einen Di-
alog.� INTERVIEW: KMS

■■ 19 Uhr, Obere Rathaushalle. 
Eintritt frei, aber Anmeldungen 
per E-Mail erbeten unter  
cultbre@cervantes.es

„Europa ist in der Krise“
DIALOG Das Instituto Cervantes lädt Experten aus 
Wirtschaft und Politik zur Diskussion über Europa

IN ALLER KÜRZE

Senat stellt Finanzierung 
für Sail Bremerhaven bereit
Die nächste Sail Bremerhaven 
ist gesichert: Der Bremer Senat 
stellt dafür Landesmittel von 
insgesamt 1,19 Millionen Euro 
zur Verfügung, die in den jewei-
ligen Haushalten von 2019 und 
2020 berücksichtigt werden. Die 
Sail Bremerhaven sei eine der 
größten maritimen Veranstal-
tungen in Europa, sagte Sena-
tor Martin Günthner (SPD). „Es 
ist selbstverständlich“, so Günth-
ner weiter, „dass der Senat sei-
nen Beitrag dazu leistet, dass 
die Sail auch im Jahr 2020 er-
folgreich durchgeführt werden 
kann.“ Zuletzt kamen 1,2 Millio-
nen Besucher zu dem Windjam-
mer-Fest, das für Bremerhaven 
„ein imageprägender Standort-
faktor“ ist. (taz)

Hoffnung für das Institut 
für Niederdeutsche Sprache
Das in Bremen ansässige Ins-
titut für Niederdeutsche Spra-
che (INS) hat ein Angebot aus 
Mannheim erhalten: Wie der 
Weser-Kurier berichtet, hat das 
Institut für Deutsche Sprache 
(IDS) Interesse signalisiert, den 
Bremer Verein als Zweigstelle 
in die eigenen Strukturen ein-

zubetten und so zumindest die 
Forschung zu erhalten. Die Zu-
kunft des INS ist ungewiss, da 
die vier norddeutschen Bundes-
länder die Finanzierung des Ins-
tituts nicht mehr weiter fortfüh-
ren und stattdessen eine eben-
falls in Bremen anzusiedelnde 
Koordinierungsstelle für die 
niederdeutsche Sprache etab-
lieren wollen. Die Verhandlun-
gen darüber laufen noch. (taz)

Petition für Platanen am 
linken Weserufer gestartet 
Im Rahmen des Hochwasser-
schutzes sollen etwa 130 Pla-
tanen zwischen der Stephani-
brücke und dem Roten-Kreuz-
Krankenhaus gefällt werden. 
Dagegen wendet sich die Initi-
ative „Platanen am Deich“ und 
hat eine Petition an die Bremer 
Bürgerschaft gerichtet, die un-
ter https://petition.bremische-
buergerschaft.de gezeichnet 
werden kann. Zur Begründung 
teilt die Ini mit: „Es dauert Jahr-
zehnte, bis als Ersatz neu ge-
pflanzte Bäume so groß sind, 
dass sie imstande sind, so viel 
Sauerstoff zu produzieren und 
Kohlendioxid sowie Feinstaub 
zu binden wie die jetzt dort ste-
henden Prachtexemplare.“ (taz)

Wie der BUND vermeldet, ist 
gestern Vormittag der erste – 
und damit überpünktliche – 
Storch in seinen Horst an der 
Stromer Landstraße zurückge-

kehrt. Nur wenige Stunden spä-
ter konnte ein zweiter Storch 
am Hodenberger Deich begrüßt 
werden. Die werden sich ärgern 
bei Regen, Wind und 9 Grad

Das Störche-Liveticker-Wetter

taz: Wie geht es Europa derzeit, 
Herr Martínez-Castignani?
Ignacio Martínez-Castignani: 
Der Befund ist: Europa ist in 
der Krise. Der Populismus ist 
auf dem Vormarsch, nicht nur 
in Deutschland, sondern auch in 
Frankreich und in den Nieder-
landen. In diesen drei Ländern 
wird bald gewählt, und wir wis-
sen nicht, welche Regierungen 
wir in sechs Monaten dort ha-
ben werden. Und dann kommt 
noch der Brexit hinzu.
Was genau meinen Sie mit 
„Neugründung von Europa“?
Damit meinen wir, dass Europa 
neu gedacht werden muss. Wir 
müssen entscheiden, welches 
Europa wir wollen: Eine der zwei 
Geschwindigkeiten? Oder eine 
stärkere Zusammenarbeit? Ende 
März feiern wir das 60-jährige 
Jubiläum der Unterzeichnung 
der römischen Verträge. Das ist 
ein guter Zeitpunkt, um in einen 
starken Dialog einzutreten, was 
wir künftig wollen.
Sie meinen, die Europäer müs-
sen eine neue gemeinsame Ba-
sis schaffen?
Genau. Wir müssen darüber re-
den, ob etwa die Kommission 
mehr Befugnisse erhalten soll. 
Oder ob die EU als föderales Sys-
tem besser funktioniert und der 
Rat mehr Gewicht haben sollte. 
Wir müssen auch über Verteidi-
gungspolitik reden, und natür-
lich über die Regelung der Fi-
nanzen, etwa in der Griechen-
landkrise.
Stichwort „Dialog Nord-Süd“: 
Was kann der Norden vom Sü-
den lernen, und umgekehrt?
Deutschland und Spanien ha-
ben keine gemeinsamen Gren-
zen, das macht eine enge Be-
ziehung beider Länder erst mal 

„Es gibt gute Alterna-
tiven zu einem sol-
chen Heim“, sagt der 
Bürgermeister nun

Ignacio Martínez-Castignani

■■ Der Jurist und Experte für 
Internationales 
Sicherheits-
recht ist seit 
2015 Direktor 
des Instituto 
Cervantes in 
Bremen.
Foto: privat

eine sachliche Akzeptanz für 
die Verbesserungsmaßnah-
men zu bewirken.“ Für Leopold 
ist diese „Chance“ nichts weiter 
als „eine kostenlose Qualitäts- 
und Managementberatung für 
Leistungsanbieter“.

Ebenfalls nicht berücksich-
tigt wurde die BIVA-Stellung-
nahme zur personellen Ausstat-
tung einer Pflegeeinrichtung: In 
der zum BremWoBeG gehören-
den Personalverordnung, die 
am Donnerstag ebenfalls be-
schlossen werden soll, heißt es, 
dass während der Nachtschicht 
in einer Pflegeeinrichtung mit 
bis zu 50 BewohnerInnen „min-
destens eine Beschäftigte oder 
ein Beschäftigter für Unter-
stützungsleistungen anwesend 
sein“ müsse.

Viel zu wenig, findet nicht 
nur der BIVA, sondern auch die 
Gewerkschaft Ver.di: Sie hat in 
ihrer Stellungnahme zur Ge-
setzesnovellierung darauf hin-
gewiesen, dass mit nur einer 
Pflegefachkraft keine sichere 
Versorgung möglich sei. Und 
Leopold verweist auf die Studie 
„Die Nacht in deutschen Pflege-
heimen“ der Uni Witten/Herde-
cke, die feststellt, dass mindes-
tens zwei bis drei Pflegende für 
50 BewohnerInnen während der 
Nacht unerlässlich seien.� SCHN
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